
Neue Wohngemeinnützigkeit: Eckpünktchen sind auch ein Anfang

Die Mietentwicklung gerade in den Ballungsgebieten ist dramatisch, das im Koalitionsvertrag
angekündigte  Wohngemeinnützigkeitsgesetz  darum  überfällig.  Am  14.  Juni  hat  das
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen nun nach mehreren Anläufen
Eckpunkte vorgelegt. Dazu erklärt die Initiative die GENOSSENSCHAFTER*INNEN:

"Diese dürftigen Eckpunkte zeigen die Uneinigkeit in der Bundesregierung in der Wohnungspolitik
–  dauerhaft  bezahlbares  Wohnen  hat  leider  keine  Priorität.  Statt  einen  Rahmen  für  einen
Gesetzentwurf  zu  liefern,  wie  gemeinnütziges  Wohnen  gefördert  werden  soll,  werden
Eckpünktchen vorgestellt, die dann auch noch unter Finanzierungvorbehalt gestellt werden.

Zu  begrüßen  ist,  dass  die  Bundesregierung  mit  dem  Papier  offiziell  anerkennt,  dass  ein
gemeinnütziger Sektor geschaffen werden muss, in dem die Rendite nicht die allein bestimmende
Kraft  ist.  Mietpreissteigerungen  und  Verdrängung  zerstören  Existenzen  und  gefährden  den
sozialen Zusammenhalt.  Wirtschaftliche Profite und Immobilienspekulation schaden allen.  Dem
Markt  einen  Teil  des  Wohnens  durch  ein  Wohngemeinnützigkeitsgesetz  zu  entziehen,  ist
notwendig, um dauerhaft bezahlbare Mieten und ein selbstbestimmtes Wohnen zu gewährleisten.

Für Genossenschaften ist die Neue Wohngemeinnützigkeit die Wiederbelebung einer bewährten
Idee.  Die  Grundsätze  der  Genossenschaftsbewegung  –  Selbstverwaltung,  demokratische
Mitbestimmung,  bezahlbarer  Wohnraum  –  entsprechen  den  alten  Prinzipien  der
Wohngemeinnützigkeit. Sie müssen auch Teil einer Neuen Gemeinnützigkeit sein.

Die GENOSSENSCHAFTER*INNEN werden sich darum gemeinsam mit der Mieter*innenbewegung,
den  Gewerkschaften  und  den  sozialen  Verbänden  dafür  einsetzen,  dass  nach  Vorlage  der
Eckpunkte schnell  ein  Gesetzentwurf  entsteht,  der  den Namen "Neue Wohngemeinnützigkeit"
wirklich  verdient,  und  dass  dieses  Vorhaben  auch  mit  den  notwendigen  finanziellen  Mitteln
ausgestattet wird.

Genossenschaften stehen für eine Wohnungspolitik für die Menschen, die bezahlbaren Wohnraum
brauchen; für Selbstbestimmung und Mitwirkung bei wirtschaftlichen Entscheidungen; für einen
Wohnungsmarkt, der sich nach den Bedürfnissen der Menschen richtet und nicht den Regeln der
Profitmaximierung folgt. Die Neue Wohngemeinnützigkeit ist dafür ein entscheidender Schlüssel."

***
DIE  GENOSSENSCHAFTER*INNEN  sind  ein  Zusammenschluss  von  Mitgliedern  Berliner  Wohnungsgenossenschaften,  der  sich  im  Zuge  der
mietenpolitischen  Auseinandersetzungen  im  Februar  2020  gegründet  hat.  Die  Initiative  will  Hindernisse  für  ein  aktives  wohnungspolitisches
Engagement  von  Genossenschaften  abbauen,  die  innergenossenschaftliche  Demokratie  stärken  sowie  zu  einer  Verbreitung  des
Genossenschaftsgedankens beitragen.

***
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